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Überblick über Einheit 11 

•  Internationales Gesellschaftsrecht 
•  Internationales Insolvenzrecht 
•  Beispielsfall   



Martin Fries 3 

Gesellschaftsstatut 

•  Kern des internationalen Gesellschaftsrechts ist die Frage, nach welchem 
Sachrecht sich die Rechtsverhältnisse einer Gesellschaft beurteilen (sog. 
Gesellschaftsstatut) 
o  Reichweite des Gesellschaftsstatuts: Sämtliche Rechtsverhältnisse der 

Gesellschaft von der Wiege bis zur Bahre 

•  Weder das EGBGB noch das europäische Recht kennen eine 
kollisionsrechtliche Regel für das Gesellschaftsstatut 

•  Die Rechtsprechung knüpfte bis 1999 an den Sitz des Unternehmens an 

Beispiel: Ein in Deutschland ansässiges Unternehmen galt nur als haftungsbeschränkt, 
wenn es mit dem in § 5 Abs. 1 GmbHG vorgesehenen Stammkapital ausgestattet war. 
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Niederlassungsfreiheit 

•  Das autonome Kollisionsrecht der Mitgliedstaaten (einschließlich ihrer 
kollisionsrechtlichen Rechtsprechung) hat die vorrangigen Regeln des 
AEUV zu achten: 
o  Gemäß Art. 49 AEUV sind EU-Bürger grundsätzlich frei, sich innerhalb der EU in 

einem beliebigen Mitgliedstaat niederzulassen 
o  Gemäß Art. 54 AEUV können sich auch Unternehmen auf die 

Niederlassungsfreiheit berufen 

•  Die Niederlassungsfreiheit verwehrt es den Mitgliedstaaten, ausländischen 
Unternehmen die Niederlassung im Inland unbotmäßig zu erschweren 
o  Z.B. durch Anordnung zusätzlicher Kapitalausstattung 
o  Z.B. durch steuerrechtliche Regeln 
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Sitztheorie vs. Gründungstheorie 

Sitztheorie 
•  Gesellschaftsstatut ist das Recht 

am jeweils aktuellen Sitz der 
Gesellschaft 

•  Inländisches Gesellschaftsrecht 
kann nicht durch eine Gründung 
im Ausland ausgehebelt werden 

•  Im Ausland niedergelassene 
Firmen können am inländischen 
Rechtsverkehr teilnehmen 

Gründungstheorie 

•  Gesellschaftsstatut ist das Recht, 
nach dem die Gesellschaft 
gegründet wurde 

•  Gründung am liberalen Ort sichert 
liberales Recht 

•  Anwendung inländischer Regeln 
nur ausnahmsweise in Miss-
brauchsfällen (insbesondere durch 
Eingriffsnormen) 
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Sitztheorie vs. Gründungstheorie 

Pro Sitztheorie 
•  Gefahr des Unterlaufens 

sinnvoller Gläubigerschutz-
vorschriften 

•  Ausländische werden mit 
inländischen Unternehmen 
gleichbehandelt 

•  Race to the bottom: Das gläubi-
gerfeindlichste Gesellschaftsrecht 
setzt sich im Wettbewerb durch 

Pro Gründungstheorie 

•  Keine Erschwerung der 
Niederlassung in Ländern mit 
restriktivem Gesellschaftsrecht 

•  Mobilitätsfreundliches IPR fördert 
den Binnenmarkt 

•  Wettbewerb der Gesellschafts-
rechte wird die Bedeutung über-
harter Sachrechte nivellieren 
o  Vorbild Delaware 
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Einfluss der Niederlassungsfreiheit 

•  In drei Entscheidungen zwischen 1999 und 2003 verpflichtete der EuGH die 
Mitgliedstaaten zur Anwendung der Gründungstheorie 

•  Die hM wendet allerdings im Verhältnis zu Drittstaaten nach wie vor die 
Sitztheorie an 

Centros: Eintragung der stammkapitalsparenden Centros Ltd. im dänischen 
Gesellschaftsregister, EuGH v. 9. März 1999, C-212/97, http://lexetius.com/1999,1942  
Überseering: Rechts- und Parteifähigkeit der niederländischen Überseering BV in 
Deutschland, EuGH v. 5. November 2002, C-208/00, http://lexetius.com/2002,1844  
Inspire Art: Keine gesetzliche Gleichstellung der Inspire Art Ltd. mit der niederländi-
schen BV, EuGH v. 30. September 2003, C-167/01, http://lexetius.com/2003,1896  
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Societas Europaea 

•  Seit 2014 nimmt die Europäische Union durch eigene Gesellschaftsformen 
auch selbst am Rechtswettbewerb teil 

•  Die Societas Europaea ist eine europäische Aktiengesellschaft, deren 
Zuschnitt in vielerlei Hinsicht wählbar ist 
o  Monistisches vs. dualistisches System 
o  Mitbestimmung 

•  Gesellschaftsstatut ist die Verordnung EG Nr. 2157/2001, ergänzt durch die 
jeweilige lex fori auf Basis der Gründungstheorie (vgl. Art. 10 SE-VO) 

Beispiele: Allianz SE, BASF SE, Porsche Automobil Holding SE, Bilfinger SE, Dekra SE, 
E.ON SE, SAP SE; siehe auch Fresenius SE & Co. KGaA, Bertelsmann SE & Co. KGaA 
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Societas Unius Personae 

•  Die geplante europäische Gesellschaft mit beschränkter Haftung (Societas 
Privata Europaea, SPE) wurde 2013 aus politischen Gründen verworfen 

•  Nunmehr plant die EU aktuell die Einführung einer europäischen 
Einpersonengesellschaft mit beschränkter Haftung (Societas Unius 
Personae, SUP) 

•  Die SUP ist keine eigene Rechtsform, sondern ermöglicht nur eine 
einheitliche Bezeichnung, wenn sich nach mitgliedstaatlichen Recht 
gegründete Gesellschaften an den europäischen Rahmen halten 
o  Einfache Online-Gründung 
o  Gründungskapital 1 EUR 
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Europäische Insolvenzverordnung 

•  Die erste europäische Insolvenzverordnung (VO (EG) Nr. 1346/2000 = 
EuInsVO n.F., JH 260) trat im Jahr 2002 in Kraft 

•  Ab dem 26. Juni 2017 gilt die Neufassung der Insolvenzverordnung (EU) 
2015/848 (= EuInsVO n.F., JH 260a) 
o  Die zentrale Kollisionsvorschrift Art. 4 EuInsVO a.F. findet sich nun nahezu 

unverändert in Art. 7 EuInsVO n.F. 

•  Wesentliche Neuerungen: 
o  Offenheit gegenüber Sanierungsverfahren, vgl. Art. 1 Abs. 1 EuInsVO n.F. 
o  Vernetzung der europäischen Insolvenzregister, Art. 25 ff. EuInsVO n.F. 
o  Neue Regeln zur Konzerninsolvenz in Art. 56 ff. EuInsVO n.F. 
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Lex Fori Concursus 

•  Nach Art. 7 Abs. 1 EuInsVO n.F. ist Insolvenzstatut das Recht am Ort der 
Verfahrenseröffnung (sog. lex fori concursus) 
o  Das forum concursus liegt gemäß Art. 3 Abs. 1 EuInsVO am sog. center of main 

interest (COMI) 
o  Weitere Insolvenzverfahren in anderen Mitgliedstaaten sind sog. 

Sekundärinsolvenzverfahren, Art. 34 ff. EuInsVO n.F. 

•  Eine parallele Regelung im autonomen Kollisionsrecht trifft § 335 InsO 

Beispiel: Die Haftung des Geschäftsführers einer britischen private company limited by 
shares (Ltd.) untersteht dem Insolvenzstatut, d.h. in einem deutschen Insolvenzver-
fahren § 64 GmbHG, BGH v. 15. März 2016, II ZR 119/14, http://lexetius.com/2016,782  
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Folgen des Brexit 

•  Gesellschaftsrecht: 
o  Wenn das Vereinigte Königreich die Europäische Union verlässt, gilt insoweit 

auch die europäische Niederlassungsfreiheit nicht mehr 
à Anwendung der Sitztheorie auf englische Unternehmen 

o  Z.B. Haftungsbeschränkung für Ltd. nur bei Aufbringung des nach § 5 Abs. 1 
GmbHG erforderlichen Stammkapitals 

•  Insolvenzrecht: 
o  Auch die frühe Anerkennung der Eröffnung des schuldnerfreundlichen britischen 

Insolvenzverfahrens nach Art. 19 ff. EuInsVO n.F. fällt mit dem Brexit weg 

Weiterführend Weller/Thomale/Benz, Englische Gesellschaften und Unternehmens-
insolvenzen in der Post-Brexit-EU, NJW 2016, 2378-2383. 



Martin Fries 13 

Gesellschaftsrecht in der Fallprüfung 

Die vermögende Gründerin Greta möchte einen Online-Lebensmittelversand aufbauen. 
Dafür möchte sie ohne großes Stammkapital ein Unternehmen gründen, für dessen 
Verbindlichkeiten sie nicht persönlich haften will. Im Internet liest sie davon, dass eine 
Corporation nach dem Recht des US-amerikanischen Staates Delaware hier eine 
schlaue Wahl sei. 
Sicherheitshalber fragt Greta ihre Rechtsanwältin Roswitha, inwieweit Ansprüche der 
Gesellschaftsgläubiger sie persönlich treffen können, wenn sie ihr Geschäft in 
Deutschland mit einer Corporation aus Delaware betreibt. Zudem erkundigt sich Greta 
nach alternativen Rechtsformen, die ihre Ziele bestmöglich verwirklichen. Was wird 
Roswitha ihr antworten? 

Hinweis: Steuerliche Gesichtspunkte sind außer Betracht zu lassen. 
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Gesellschaftsrecht in der Fallprüfung 

•  Kollisionsrechtliche Prüfung à Gesellschaftsstatut: 
•  Keine Geltung der europäischen Dienstleistungsfreiheit nach Art. 49, 54 AEUV 

für außereuropäische Gesellschaftsformen 
•  Daher Anwendung der Sitztheorie (hM) à Deutsches Sachrecht 

•  Sachrechtliche Prüfung: 
•  Keine Anwendung von § 13 Abs. 2 GmbHG, da keine GmbH 
•  Persönliche Haftung der Greta nach §§ 124 Abs. 1, 128 S. 1 HGB i.V.m. der 

entsprechenden materiell-rechtlichen Anspruchsgrundlage 
•  Alternativformen zur Corporation: 

•  Englische Ltd. problematisch wegen des bevorstehenden Brexit 
•  Minimales Stammkapital mit einer UG (haftungsbeschränkt) nach § 5a GmbHG 



Bis nächste Woche! 
 

Mittwoch, 17. Mai 2017 
10.15 Uhr, W 117 

 
 

Feedback: martin.fries [at] jura.uni-muenchen.de 


